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Die Unternehmen der DOMUS beraten seit über 30 
Jahren erfolgreich Unternehmen verschiedener 
Branchen vom Gesundheitswesen bis hin zur Woh-
nungs- und Immobilienwirtschaft, dem traditionellen 
Branchenschwerpunkt unserer Unternehmensgrup-
pe. Wir bieten Ihnen ein breites Spektrum an maß
geschneiderten Prüfungs- und Beratungsleistungen, 
die durch unsere Experten kontinuierlich weiterent-
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Liebe Leserin, lieber Leser,

das Steuerrecht bleibt in Bewegung – und auch 
das kommende Jahr bringt zahlreiche Verände­
rungen mit sich. Neue Gesetzesvorhaben, aktu­
elle Gerichtsentscheidungen und Vorgaben der 
Finanzverwaltung stellen Unternehmen und 
Privatpersonen vor neue Herausforderungen, 
eröffnen aber auch Chancen.

Wir stellen Ihnen die wesentlichen Neuerungen 
verständlich und praxisnah vor, um mögliche 
Auswirkungen aufzuzeigen und Ihnen wertvolle 
Impulse zu geben.

Im Mittelpunkt dieser Ausgabe stehen die ge­
planten Änderungen durch das Einkommensteuer­
reformgesetz 2027 sowie die Einführung der Früh­
startrente. Darüber hinaus beleuchten wir wichtige 
Entscheidungen der Finanzgerichte und aktuelle 
Entwicklungen rund um die E-Rechnung.

Wir wünschen Ihnen eine informative und auf­
schlussreiche Lektüre.

Ihre

 
Prof. Dr. Klaus-Peter Hillebrand 
DOMUS AG 
Vorstandsvorsitzender
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Gesetzesänderungen
Entwurf eines Einkommensteuerreformgesetzes 2027

Nachdem sich die Regierungskoalition Anfang Juli 
2026 über ein Programm für Aufschwung und Be-
schäftigung verständigt hat (insgesamt 34 Punkte), 
sollen einige Punkte davon mit dem Entwurf eines 
Einkommensteuerreformgesetzes 2027 umgesetzt 
werden. Ein entsprechender Gesetzesentwurf der 
Bundesregierung wurde dem Bundesrat zur Stel-
lungnahme vorgelegt (BR-DS 507/26 vom 16. Ok-
tober 2026).

•	 �Der Grundfreibetrag soll auf 12.564 Euro 
(2027) und 12.900 Euro (2028) ansteigen.

•	 �Vorgesehen ist eine leichte Verschiebung 
des Spitzensteuersatzes (ab 70.600 Euro 
zu versteuerndem Einkommen – bisher ab 
69.879 Euro). Der maßgebende Arbeitslohn liegt 
aufgrund von Frei- und Pauschbeträgen noch 
deutlich darüber.

•	 �Der Steuersatz von 45 Prozent soll künftig 
ab einem zu versteuernden Einkommen von 
250.000 Euro gelten (bisher ab 277.826 Euro). 
Ab einem zu versteuernden Einkommen in Höhe 
von 280.000 Euro soll ein nochmals erhöhter 
Steuersatz von 47 Prozent gelten.

•	 �Der Kinderfreibetrag soll im Jahr 2027 um 
300 Euro von 9.756 Euro auf 10.056 Euro an-
steigen, 2028 auf 10.236 Euro. Das monatliche 
Kindergeld soll im Jahr 2027 um acht Euro von 
259 Euro auf 267 Euro je Kind und im Jahr 2028 
auf 272 Euro ansteigen. 

•	 �Der Arbeitnehmer-Pauschbetrag (§ 9a Satz 1 
Nummer 1 Buchstabe a EStG) soll ab 2027 von 
1.230 Euro auf 1.430 Euro angehoben werden. 
Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn werden die 
Änderungen erstmals auf den laufenden Arbeits-
lohn anzuwenden sein, der für einen nach dem 
31. Dezember 2026 endenden Lohnzahlungs-
zeitraum gezahlt wird.

•	 �Steuerlich begünstigte Sonn- und Feiertagszu-
schläge sollen von 50 Euro auf 75 Euro ab 2027 
angehoben werden. Zuschläge sind steuerfrei, 
die für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier-
tags- oder Nachtarbeit neben dem Grundlohn 
gezahlt werden, soweit sie gewisse Prozentsät-
ze des Grundlohns nicht übersteigen (§ 3b Abs. 
1 EStG). Der für die Berechnung der Zuschläge 
für Sonntags- und Feiertagsarbeit maximal zu-
lässige Grundlohn soll ab dem 1. Januar 2027 
von 50 Euro auf 75 Euro angehoben werden 
(§ 3b Abs. 2 Satz 1 EStG). Der maximal zulässige 

Grundlohn für Nachtarbeit soll unverändert bei 
50 Euro betragen.

•	 �Durch eine Änderung der Sozialversicherungs-
entgeltverordnung (§ 1 Absatz 1 Satz 1 Nummer 
1 SvEV) sollen Sonn- und Feiertagszuschläge 
aus Tarifverträgen künftig in der Sozialversi-
cherung genauso beitragsfrei zu stellen sein wie 
bei der Einkommensteuer (unter der Vorausset-
zung, dass das jeweilige Arbeitsverhältnis in den 
räumlichen, fachlichen und persönlichen An-
wendungsbereich des Tarifvertrags fällt und des-
sen Bestimmungen für das Arbeitsverhältnis 
gelten). Für Sonn- und Feiertagszuschläge au-
ßerhalb von Tarifverträgen sowie für Nachtzu-
schläge verbleibt es bei der bisherigen Regelung 
zur Beitragsfreiheit für die Sozialversicherung 
(bis 25 Euro Grundlohn).

•	 �Derzeit ermäßigt sich für die Inanspruchnahme 
von Handwerkerleistungen für Renovierungs-, 
Erhaltungs- und Modernisierungsmaßnahmen 
die tarifliche Einkommensteuer auf Antrag 
um 20 Prozent der Aufwendungen, höchstens 
1.200 Euro (§ 35a Absatz 3 Satz 1 EStG). Die 
Steuerermäßigung für Handwerkerleistungen 
soll auf 15 Prozent der abzugsfähigen Aufwen-
dungen und der Höchstbetrag auf 900 Euro re-
duziert werden.

•	 �Der Arbeitgeber kann bei Verzicht auf den Abruf 
von elektronischen Lohnsteuerabzugsmerkma-
len (ELStAM) oder die Vorlage einer Beschei
nigung für den Lohnsteuerabzug (§ 39 Absatz 3 
oder § 39e Absatz 7 oder 8 EStG) die Lohnsteuer 
einschließlich Solidaritätszuschlag und Kirchen-
steuern für das Arbeitsentgelt aus geringfügigen 
Beschäftigungen (sog. Minijobs) mit einem ein-
heitlichen Pauschsteuersatz in Höhe von insge-
samt zwei Prozent des Arbeitsentgelts erheben 
(§ 40a Absatz 2 EStG). Der einheitliche Pausch-
steuersatz soll ab dem 1. Januar 2027 auf 
fünf Prozent erhöht werden.

•	 �Der Zinssatz für Steuernachforderungen und 
-erstattungen (§ 238 Abs. 1a AO) soll ab 2027 
auf 0,3 Prozent pro Monat (3,6 Prozent pro Jahr) 
ansteigen.

Der Bundesrat hat zu dem Gesetzesentwurf Stel-
lung genommen. Im Rahmen der Stellungnahme im 
Bundesrat wurde auf der Grundlage von Empfeh-
lungen mehrerer Ausschüsse im Bundesrat disku-
tiert, die 10-jährige Veräußerungsfrist in § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 EStG (sog. Spekulationsfrist) abzuschaf-

Das Einkommen­
steuerreformgesetz 
2027 wurde auf den 
Weg gebracht. 
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fen. Dies wurde nicht in die beschlossene Stellung-
nahme des Bundesrates vom 16. Oktober 2026, 
BR-DS 507/26 aufgenommen.

Damit das Einkommensteuerreformgesetz 2027 
wie geplant zum 1. Januar 2027 in Kraft treten 
kann, stehen folgende Schritte an:

•	 Beratungen im Finanzausschuss: Auswertung 
der Stellungnahme des Bundesrates und even-
tuelle Anpassungen am Text

•	 �Zweite und dritte Lesung im Bundestag: ab-
schließende Abstimmung und Verabschiedung 
des finalen Gesetzestextes durch das Parlament

•	 �Zweiter Durchgang im Bundesrat: mit abschlie-
ßender Zustimmung

•	 �Ausfertigung & Verkündung: Unterzeichnung 
durch den Bundespräsidenten und Veröffentli-
chung im Bundesgesetzblatt

Anmerkung: Die im Koalitionspapier geplante 
Krankschreibung ab dem ersten Tag sowie der Weg-
fall der telefonischen Krankschreibung sind bisher 
nicht beschlossen worden. 

Auch die sachgrundlose Befristung von Arbeitsver-
hältnissen - wie in den Koalitionsplänen vorgese-
hen – wurde bisher nicht auf den Weg gebracht. 

Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer Frühstartrente 

Das Bundeskabinett hat am 12. August 2026 den 
vom Bundesministerium der Finanzen vorgelegten 
Gesetzentwurf zur Einführung einer Frühstartrente 
beschlossen. 

Für jedes Kind vom vollendeten sechsten bis zum 
vollendeten 18. Lebensjahr mit einem ersten 
Wohnsitz im Inland sollen aus dem Bundeshaus-
halt 10 Euro pro Monat in einen individuellen, ka-
pitalgedeckten Standarddepot-Vertrag eingezahlt 
werden, der für das anspruchsberechtigte Kind 
bei einem privaten Anbieter (individuelles, kapi-
talgedecktes und privatwirtschaftlich organisiertes 
Altersvorsorgedepot) eröffnet worden ist. Zuzah-
lungen in den individuellen Vertrag, die in der Höhe 
auf 6.840 Euro in jedem Jahr begrenzt sind, sollen 
möglich sein. 

Die Frühstartrente soll zum 1. Januar 2027 mit den 
Geburtsjahrgängen 2020 und 2021 starten. Für den 
Geburtsjahrgang 2020 soll die Frühstartrente für 
das Jahr 2026 rückwirkend gewährt werden.

Ziel des Vorhabens ist, durch einen frühen Start der 
privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge die Teil-
nahme am Kapitalmarkt bereits früh im Leben zu 
verankern, langfristige Erfahrungen mit Kapital-
marktanlagen und deren Renditechancen für breite 
Bevölkerungsschichten zu ermöglichen sowie die 
Kapitalmarktfinanzierung in Deutschland langfris-
tig zu stärken. Zudem soll ein nahtloser Übergang 
in die steuerlich geförderte private Altersvorsorge 
ermöglicht werden.

Die Auswahl der Produkte für die Frühstartren-
tenförderung soll für individuelle Verträge auf den 
Standarddepot-Vertrag Altersvorsorge (Standard-
produkt) beschränkt werden. Alle Anbieter von Al-
tersvorsorgeverträgen sollen verpflichtet sein, die-

ses Standardprodukt anzubieten und für diese 
Verträge soll zusätzlich in der Ansparphase eine 
Begrenzung der Effektivkosten in Höhe von 1 Pro-
zent gelten.

Die Erträge sollen bis zum Beginn der Auszahlungs-
phase steuerfrei sein. Die späteren Leistungen sol-
len nachgelagert besteuert werden.

Das Standardprodukt soll im Rahmen der steuer-
lich geförderten Altersvorsorge bis zum Rentenal-
ter weiter bespart werden können oder nach Voll-
jährigkeit soll das Startkapital auf einen anderen 
Altersvorsorgevertrag übertragen werden können. 
So soll ein nahtloser Anschluss an die steuerlich ge-
förderte private Altersvorsorge ermöglicht werden. 
Eine Auszahlung soll grundsätzlich nicht vor Vollen-
dung des 65. Lebensjahres möglich sein.

Für diejenigen Kinder eines Jahrgangs, deren Eltern 
keinen individuellen Vertrag abschließen, soll eine 
kollektive Anlage der Mittel am Kapitalmarkt erfol-
gen, die durch die Deutsche Bundesbank verwal-
tet wird. Dies bedingt die Errichtung eines Sonder-
vermögens.

Die kollektive Kapitalanlage soll zeitversetzt im 
Folgejahr der Vollendung des 7. Lebensjahres ei-
nes anspruchsberechtigten Geburtsjahrgangs be-
ginnen, um Eltern ausreichend Zeit einzuräumen, 
einen individuellen Vertrag für ihr Kind zu schlie-
ßen. Die kollektive Anlage soll global diversifiziert, 
vor allem in Aktien beziehungsweise Aktienfonds 
erfolgen. Das Abrufen der Mittel aus der kollekti-
ven Anlage für einen individuellen Altersvorsorge-
vertrag soll bis zur Vollendung des 35. Lebensjah-
res möglich sein.

Die Einführung einer 
Frühstartrente wurde 
vom Bundeskabinett 

beschlossen.
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Aktuelles aus der Rechtsprechung
Organschaft und finanzielle Eingliederung  
BFH-Urteil vom 2. Juli 2026, V R 36/24, vorgehend FG München, Urteil von 30. November 2023, 
14 K 280/21 

Die Beteiligten stritten über das Vorliegen einer 
umsatzsteuerrechtlichen Organschaft zwischen 
der N-GmbH als Organträgerin und der O-GmbH 
als Organgesellschaft im Jahr 2012 (Streitjahr).

Alleinige Gesellschafterin der O-GmbH war seit 
deren Gründung (2011) die N-GmbH, deren ein-
zelvertretungsberechtigter Geschäftsführer in den 
Jahren 2011 bis 2013 Herr P. war. P. war auch Al-
leingesellschafter der N-GmbH und bis 2017 allei-
niger Geschäftsführer der O-GmbH. In der Satzung 
der O-GmbH war geregelt, dass grundsätzlich alle 
Beschlüsse der Gesellschaft mit zwei Dritteln der 
in der Gesellschafterversammlung abgegebenen 
Stimmen gefasst werden müssen und dass, wenn 
nur ein Geschäftsführer vorhanden ist, dieser die 
Gesellschaft allein vertritt.

Ebenfalls in 2011 wurde zwischen der N-GmbH als 
Treuhänderin und der O-GmbH als Treugeberin ein 
notarieller Vertrag (Treuhandvertrag) geschlossen, 
wonach die N-GmbH 40 Prozent ihrer Anteile an 
der O-GmbH als Treuhänderin für die Treugeberin 
hält. Die treuhänderisch gehaltenen Geschäftsan-
teile waren ausschließlich im Interesse der Treu-
geberin auszuüben und den Weisungen der Treu-
geberin, insbesondere auch hinsichtlich der Aus-
übung des Stimmrechts, war Folge zu leisten. 

Ab dem 15. Oktober 2011 vermietete die N-GmbH 
einen Teil des ihr gehörenden Betriebsgebäudes 
steuerpflichtig an die O-GmbH.

Mit Wirkung zum 12. Oktober 2012 kaufte die 
N-GmbH der Treugeberin alle Rechte aus dem 
Treuhandvertrag ab.

Im Rahmen einer Außenprüfung verneinte der Prü-
fer wegen des Treuhandvertrages eine finanzielle 
Eingliederung. 

Der BFH entschied hingegen, dass im Jahr 2012 
eine Organschaft zwischen der N-GmbH als Org-
anträgerin und der O-GmbH als Organgesellschaft 
bestanden habe. 

Eine finanzielle Eingliederung im Sinne des § 2 
Abs. 2 Nr. 2 UStG liegt auch dann vor, wenn bei 
der Organgesellschaft aufgrund ihrer Satzung für 

Gesellschafterbeschlüsse eine Mehrheit von 2/3 
erforderlich ist, der Organträger aber über eine Be-
teiligung von 60 Prozent der Anteile verfügt und 
er den einzigen Geschäftsführer der Organgesell-
schaft stellt.

Nach der bisherigen Rechtsprechung des BFH 
musste der Organträger für eine finanzielle Ein-
gliederung im Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG über 
die Mehrheit der Stimmrechte verfügen, sofern 
keine höhere qualifizierte Mehrheit für Beschlüsse 
in der Organgesellschaft erforderlich war (BFH-
Urteile vom 12. Oktober 2016, XI R 30/14, BFHE 
255, 467, und vom 15. Dezember 2016, V R 14/16, 
BFHE 256, 562). Eine Sperrminorität reichte nicht 
aus (BFH-Urteil vom 8. August 2013, V R 18/13, 
BFHE 242).

Diese Rechtsprechung hat der BFH mit Urteil vom 
18. Januar 2023, XI R 29/22 / XI R 16/18, BFHE 
279, 320) dahingehend geändert, dass eine finan-
zielle Eingliederung nunmehr auch dann vorliegt, 
wenn die erforderliche Willensdurchsetzung da-
durch gesichert ist, dass der Gesellschafter zwar 
nicht über die erforderliche Stimmrechtsmehrheit 
verfügt, aber eine Mehrheitsbeteiligung am Kapi-
tal der Organgesellschaft hält und er den einzigen 
Geschäftsführer der Organgesellschaft stellt.

Zwar lag auf der Grundlage der früheren BFH-
Rechtsprechung keine finanzielle Eingliederung 
vor, da die N-GmbH nicht über die für die Be-
schlussfassung erforderliche Mehrheit von 2/3 ver-
fügte.

Hierauf kommt es indes nach der durch das BFH-
Urteil vom 18. Januar 2023 geänderten Rechtspre-
chung nicht mehr an. Es reicht danach aus, dass 
die N-GmbH über eine Mehrheitsbeteiligung am 
Kapital der O-GmbH verfügte und sie den einzigen 
Geschäftsführer der O-GmbH stellte. Beides lag im 
Streitfall vor.

Sind die Voraussetzungen einer Organschaft im 
Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG erst aufgrund ge-
änderter Rechtsprechung des BFH erfüllt, setzt die 
Aufhebung einer gegenüber der Organgesellschaft 
ergangenen Steuerfestsetzung voraus, dass der 
Organträger zur Vermeidung eines widersprüch

Der BFH hat zu dem 
Vorliegen der für die 
umsatzsteuerliche 
Organschaft erfor­
derlichen finanziel­
len Eingliederung vor 
dem Hintergrund der 
geänderten Recht­
sprechung entschie­
den. 
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lichen Verhaltens in Bezug auf § 176 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 3 AO einen Antrag auf Änderung der für ihn vor-
liegenden Steuerfestsetzung stellt (BFH-Urteil vom 
5. September 2024, V R 5/23, BFHE 284, BFH-Ur-
teile vom 16. März 2023, V R 14/21 / V R 45/19, 
und vom 26. August 2021, V R 13/20, BFHE 273, 
364). Zur Vermeidung von Wiederholungen verwies 
der Senat auf sein Urteil vom 5. September 2024 – 
V R 5/23 (BFHE 284, 514).

Da die N-GmbH vor dem 12. Oktober 2012 nicht 
über die Stimmrechtsmehrheit verfügte, bestand 
eine Organschaft nur aufgrund des BFH-Urteils 
vom 18. Januar 2023.

Sind die Voraussetzungen einer Organschaft im 
Sinne von § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG aufgrund geänder-
ter Rechtsprechung erfüllt, setzt die Aufhebung ei-
ner gegenüber der Organgesellschaft ergangenen 
Steuerfestsetzung voraus, dass der Organträger zur 
Vermeidung eines widersprüchlichen Verhaltens 
in Bezug auf § 176 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 AO einen 
Antrag auf Änderung der für ihn vorliegenden – 
und änderungsfähigen – Steuerfestsetzung stellt 
(Bestätigung des BFH-Urteils vom 05.09.2024, V R 
5/23, BFHE 284, 514).

Bestimmung des Wertes eines Kommanditanteils 
BFH-Urteil vom 29. Juli 2026, II R 15/23

Der Kläger war mit einem Kommanditanteil von 
100.000 Euro einziger Kommanditist der GmbH & 
Co KG (KG). Die persönlich haftende GmbH war am 
Kapital und am Vermögen der Gesellschaft nicht 
beteiligt. Der Kläger hatte seine Kommanditein-
lage vollständig erbracht. Eine vertraglich verein-
barte Nachschusspflicht des Klägers bestand nicht. 
Im Gesellschaftsvertrag der KG war geregelt, dass 
„spätere Gewinne bis zum Kontenausgleich über 
das Verlustausgleichskonto zu verrechnen sind.“

Der Kläger war zudem Inhaber einer Forderung ge-
genüber der KG, die auf dem für ihn bei der KG ge-
führten Darlehenskonto zum 31. Dezember 2014 
mit einem Wert von 2.558.108,18 Euro erfasst 
wurde. 

Mit Übertragungsvertrag vom 7. Dezember 2015 
übertrug der Kläger einen KG-Anteil in Höhe von 
90.000 Euro (90 Prozent seines Festkapitalan-
teils) unentgeltlich im Wege der vorweggenomme-
nen Erbfolge an seinen Neffen D. Gegenstand der 
Übertragung war ferner ein Teil seiner gegen die 
KG gerichteten Darlehensforderung in Höhe von 
1.500.000 Euro (Sonderbetriebsvermögen).

Das beklagte Finanzamt stellte den Wert des von D 
erworbenen Anteils am Betriebsvermögen der KG 
mit 1.500.000 Euro fest.

Für die Ermittlung des gemeinen Werts des Ge-
samthandsvermögens der KG legte das FA im Aus-
gangspunkt nach § 109 Abs. 2 i. V. m. § 11 Abs. 2 
Satz 3 BewG den Substanzwert von - 629.929 Euro 
zugrunde, da dieser höher war als der im verein-
fachten Ertragswertverfahren nach § 199 Abs. 2 
BewG ermittelte Wert. Gleichwohl setzte es den 
gemeinen Wert des erworbenen Anteils am Ge-

samthandsvermögen gemäß § 97 Abs. 1a Nr. 1 
BewG mit 0 Euro an und addierte hierzu den über-
tragenen Anteil am Sonderbetriebsvermögen in 
Höhe von 1.500.000 Euro (§ 97 Abs. 1a Nr. 2 und 
3 BewG). Zur Begründung verwies es darauf, dass 
der negative Wert des übertragenen Anteils am Ge-
samthandsvermögen in Höhe von - 566.937 Euro 
(= 90 Prozent von - 629.929 Euro) dem Erwerber 
D. nicht zugerechnet werden könne, da keine Nach-
schusspflicht des Kommanditisten bestehe und die 
Kommanditeinlage voll erbracht sei.

Der Kläger war der Auffassung, der erworbene An-
teil am Gesamthandsvermögen sei gemäß dem 
Wortlaut des § 97 Abs. 1a Nr. 1 BewG mit dem an-
teiligen Substanzwert in Höhe von -  566.937 Euro 
anzusetzen.

Der BFH gab der Klage statt. Nach § 97 Abs. 1a 
BewG ist der gemeine Wert eines Anteils am Be-
triebsvermögen einer in § 97 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 
BewG genannten Personengesellschaft in meh-
reren Schritten zu ermitteln und aufzuteilen. Zu-
nächst wird der gemeine Wert des der Personen-
gesellschaft gehörenden Gesamthandsvermögens 
nach § 109 Abs. 2 BewG ermittelt. In einem zwei-
ten Schritt wird der so ermittelte gemeine Wert des 
Gesamthandsvermögens auf den Anteil, der Ge-
genstand der Bewertung ist, und die übrigen An-
teile aufgeteilt. Dies erfolgt dadurch, dass die Ka-
pitalkonten aus der Gesamthandsbilanz den jewei-
ligen Gesellschaftern vorweg zuzurechnen sind 
(§ 97 Abs. 1a Nr. 1 Buchst. a BewG). Danach wird 
der verbleibende Unterschiedsbetrag zwischen 
dem gemeinen Wert des Gesamthandsvermögens 
der Personengesellschaft und der Summe der Ka-
pitalkonten nach dem für die Personengesellschaft 
maßgebenden Gewinnverteilungsschlüssel aufge-

Ist der gemeine 
Wert des Anteils ei­

nes Kommanditisten 
am Gesamthands­

vermögen der Perso­
nengesellschaft bei 

Anwendung des § 97 
Abs. 1a Nr. 1 BewG 

negativ, ist dieser 
Wert bei der Bewer­

tung des Komman­
ditanteils für Zwecke 
der Schenkungsteuer 

zugrunde zu legen.
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teilt (anteiliger verbleibender gemeiner Wert des 
Betriebsvermögens, § 97 Abs. 1a Nr. 1 Buchst. b 
BewG). Im Anschluss werden für die aktiven Wirt-
schaftsgüter und Schulden des Sonderbetriebs-
vermögens die gemeinen Werte ermittelt und den 
Gesellschaftern getrennt zugerechnet (§ 97 Abs. 
1a Nr. 2 BewG). Der Wert des Anteils eines Gesell-
schafters am Gesamthandsvermögen einer Perso-
nengesellschaft ergibt sich sodann aus einer Ad-
dition des nach den dargestellten Vorgaben ermit-
telten Werts des Anteils des Gesellschafters am 
Gesamthandsvermögen und des Werts des ihm 
zuzurechnenden Sonderbetriebsvermögens (§ 97 
Abs. 1a Nr. 3 BewG).

Diese Vorgaben sind auch dann zu beachten, wenn 
im Einzelfall der danach ermittelte Wert des Anteils 
von dem gemeinen Wert abweicht (BFH-Urteil vom 

17. Juni 2020 - II R 43/17, BFHE 269, 364, BStBl 
II 2022, 13, Rz 17). § 97 Abs. 1a BewG beinhaltet 
eine typisierende und generalisierende Methode 
zur Ermittlung des gemeinen Werts eines Anteils 
an einer Personengesellschaft. 

Die Auffassung der Finanzverwaltung (R B 97.3 
Abs. 1 Satz 3 ErbStR 2011; mittlerweile in R B 97.5 
Abs. 2 Satz 1 ErbStR 2019 ausdrücklich geregelt), 
wonach dem Kommanditisten grundsätzlich kein 
negativer Wert des Gesamthandsvermögens zu-
gerechnet wird, wenn er seine Kommanditeinlage 
vollständig erbracht hat und soweit er nicht nach-
schusspflichtig ist, läuft dem Vereinfachungszweck 
des § 97 Abs. 1a BewG zuwider und würde ihrer-
seits zu einem sinnwidrigen Ergebnis führen. 

 

Körperschaftssteuerpflicht einer Familienstiftung  in kommunaler 
Trägerschaft 
BFH-Urteil vom 15. Juli 2026, I R 20/23 

Eine vorkonstitutionelle unselbstständige Famili-
enstiftung, deren Trägerin eine Stadt ist, ist auch 
dann als „nicht rechtsfähige Stiftung des privaten 
Rechts“ im Sinne von § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG zu beur-
teilen, wenn die Stadt eine von der Kommunalauf-
sicht genehmigte Stiftungssatzung erlassen hat, in 
der die Stiftung als solche des öffentlichen Rechts 
bezeichnet wird (Fortführung des Senatsurteils vom 
29. Januar 2003 – I R 106/00, BFHE 201, 287).

Demzufolge war die klagende Familienstiftung kör-
perschaftsteuerpflichtig. 

Die Familienstiftung war entstanden aufgrund des 
Testaments des im Jahr 1871 verstorbenen Stif-
ters, welcher der Stadt A ein Objekt vermachte, 
dessen Erträge für die Erziehung und Ausbildung 
der Nachkommenschaft seiner fünf Söhne verwen-
det werden sollten. Im Falle des Aussterbens der 
Nachkommenschaft sollten die Erträge „Bürgerkin-
dern“ der Stadt A zugutekommen. 

Im Jahr 1967 beschloss der Rat der Stadt A für die 
Klägerin eine Satzung, wonach neben bedürftigen 
Nachkommen des Stifters bedürftige Kinder der 
Stadt A unterstützt werden sollten. 

Gemäß § 1 Abs. 1 Nr. 5 KStG sind unter ande-
rem nicht rechtsfähige Stiftungen des privaten 
Rechts, die ihren Sitz oder ihre Geschäftsleitung im 
Inland haben, unbeschränkt körperschaftsteuer-
pflichtig. 

Eine solche Stiftung wird errichtet, wenn einer na-
türlichen oder juristischen Person Vermögensteile 
von dritter Seite mit der Auflage zugewendet wer-
den, die Erträgnisse für einen bestimmten Zweck 
zu verwenden.

Insbesondere für die körperschaftsteuerrechtliche 
Behandlung ist eine Stiftung als solche des Privat-
rechts anzusehen, wenn sich ihre Organisations-
form ebenso auf das Privatrecht gründet wie bei 
den in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 KStG bezeichneten Kör-
perschaften.

Nach den Maßgaben des Beschlusses des Bun-
desverfassungsgerichts (BVerfG) vom 6. Novem-
ber 1962 – 2 BvR 151/60 (BVerfGE 15, 46, juris-
Rz 57) kommt es für die Unterscheidung zwischen 
privatrechtlichem und öffentlich-rechtlichem Cha-
rakter darauf an, „ob eine Stiftung in das staatliche 
Verwaltungssystem eingegliedert ist, ob sie einen 
organischen Bestandteil der staatlichen Ordnung 
bildet, kurz, ob es sich um eine öffentlich-rechtlich 
gestaltete Institution handelt“. Der Inhalt des Stif-
tungsstatuts allein ist dabei nicht maßgeblich, viel-
mehr muss „die Gesamtheit aller Umstände“ er-
schlossen werden. Nicht erforderlich ist, dass es 
sich um eine für den Staat „daseinsnotwendige“ 
Einrichtung handelt, doch müssen die Aufgaben der 
Stiftung überhaupt in den Funktionsbereich der öf-
fentlichen Verwaltung fallen.

Eine vorkonstitutio­
nelle unselbständi­
ge Familienstiftung, 
deren Trägerin eine 
Stadt ist, unterliegt 
der Körperschaft­
steuer gemäß § 1 
Abs. 1 Nr. 5 KStG.
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Maßgeblich sah das Gericht neben dem privatrecht-
lichen Gründungsakt der testamentarischen Verfü-
gung vor allem den Stiftungszweck an, der primär 
auf das Familieninteresse des Stifters ausgerichtet 
war und weiterhin ist, während der subsidiäre Ver-
wendungszweck zugunsten der „Bürgerkinder“ der 
Stadt A angesichts der Zahl der begünstigten Nach-
kommen des Stifters – in den Streitjahren waren es 

zwischen 14 und 24 Stipendiaten – bedeutungslos 
ist. Auch wenn der Zweck der Förderung der „Erzie-
hung“ der Nachkommen des Stifters einen gewis-
sen Gemeinwohlbezug enthalten mag, überlagert 
dies nicht den primär nur auf das Fortkommen einer 
bestimmten Familie bezogenen und mithin privat-
nützigen Charakter des Stiftungszwecks.

Vorsteueraufteilung bei gemischt genutzten Gebäuden 
BFH-Beschluss vom 23. Juni 2026, V B 28/25 

Mit o. g. Beschluss hat der BFH die Revision ge-
gen das Urteil des Finanzgerichts Berlin-Branden-
burg vom 10. April 2025, 2 K 2150/22 zugelassen 
zur Klärung der Rechtsfrage, ob und inwieweit Vor-
steuerbeträge aus Eingangsleistungen für eine Bau-
maßnahme zur Erweiterung eines bislang steuer-
frei und steuerpflichtig vermieteten Gebäudes zum 
Vorsteuerabzug berechtigen, wenn die Erweite-
rungsflächen zwar steuerfrei vermietet und ver-
äußert werden, die Baumaßnahme aber auch in-
soweit dem Altgebäude zugutekommt, als dessen 
Statik und Versorgungsbereiche ertüchtigt werden.

Die Revision wird unter dem BFH-Aktenzeichen 
V R 23/26 geführt.

Ein Revisionsverfah­
ren zur Klärung der 

Rechtsfrage, ob und 
inwieweit Vorsteu­
erbeträge aus Ein­

gangsleistungen für 
eine Baumaßnahme 
zur Erweiterung ei­

nes bislang steuerfrei 
und steuerpflichtig 

vermieteten Gebäu­
des zum Vorsteuer­
abzug berechtigen, 

ist anhängig. 
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Neues aus der Finanzverwaltung
Anwendung der modifizierten Trennungstheorie
BMF-Schreiben vom 20.Oktober 2026, IV C 6-S 2241/00066/022/040, FMNR202601680

Mit Urteil vom 11. Dezember 2025, IV R 17/23 hat 
der BFH entschieden, dass bei der teilentgeltli-
chen Übertragung betrieblicher Einzelwirtschafts-
güter im Anwendungsbereich des § 6 Absatz 5 Satz 
3 Nummer 2 EStG der Gewinn nicht nach der soge-
nannten strengen Trennungstheorie, sondern nach 
der sogenannten modifizierten Trennungstheorie 
mit anteiliger Zuordnung des Buchwerts bis zur 
Höhe des Teilentgelts zu ermitteln ist.

Im Einvernehmen mit den Ländern wird daher 
Rn. 15 des BMF-Schreibens vom 8. Dezember 2011 
(BStBl I S. 1279) wie folgt gefasst:

„Die Übertragung eines Wirtschaftsguts ist unent-
geltlich, wenn keine Gegenleistung hierfür erbracht 
wird. Die Übertragung eines Wirtschaftsguts ist 
teilentgeltlich, wenn eine Gegenleistung erbracht 
wird, deren Wert unterhalb des Verkehrswerts des 
übertragenen Wirtschaftsguts liegt. Die Gegenleis-
tung kann in der Hingabe von Aktiva (z. B. Geld), der 
Übernahme von Passiva (z. B. Verbindlichkeiten) so-
wie in der Gewährung oder Minderung von Gesell-
schaftsrechten bestehen. Hinsichtlich des entgelt-
lichen Teils der Übertragung liegt eine Veräußerung 
des Wirtschaftsguts vor. Hinsichtlich des unentgelt-
lichen Teils ist der Buchwert fortzuführen (§ 6 Ab-
satz 5 Satz 3 EStG).

Gleiches gilt in den Fällen des § 6 Absatz 5 Satz 3 
Nummer 1 und 2 EStG, soweit die Gegenleistung in 
der Gewährung oder Minderung von Gesellschafts-
rechten besteht. Zu einer Aufdeckung der stillen 
Reserven des Wirtschaftsguts kommt es in Anwen-
dung der sog. modifizierten Trennungstheorie nur, 
soweit die nicht in der Gewährung oder Minderung 
von Gesellschaftsrechten bestehende Gegenleis-
tung höher ist als der Buchwert.

Beispiel: A und B sind zu jeweils 50 Prozent an 
der AB-OHG beteiligt. In seinem Einzelunterneh-
men hat A einen PKW mit einem Buchwert von 
1.000 Euro. Der Verkehrswert des PKW beträgt 
10.000 Euro. Zudem hat A eine Verbindlichkeit bei 
der Bank des PKW-Herstellers i. H. v. 3.000 Euro. 
A überträgt den PKW ohne Gewährung von Gesell-
schaftsrechten in das Gesamthandsvermögen der 
AB-OHG. Dabei übernimmt die AB-OHG auch das 
Darlehen.

Lösung:

Es handelt sich um eine teilentgeltliche Übertra-
gung des PKW. Im Einzelunternehmen des A wer-
den durch die teilentgeltliche Übertragung stille 
Reserven i. H. v. 2.000 Euro (3.000 Euro abzgl. des 
Buchwerts i. H. v. 1.000 Euro) aufgedeckt. Die AB-
OHG aktiviert den PKW mit 3.000 Euro und passi-
viert die Verbindlichkeit mit 3.000 Euro im Gesamt-
handsvermögen.

Beispiel: A und B sind zu jeweils 50 Prozent an 
der AB-OHG beteiligt. In seinem Einzelunterneh-
men hat A einen PKW mit einem Buchwert von 
1.000 Euro. Der Verkehrswert des PKW beträgt 
10.000 Euro. A überträgt den PKW ohne Gewäh-
rung von Gesellschaftsrechten in das Gesamt-
handsvermögen der AB-OHG. Die AB-OHG zahlt A 
für den PKW 900 Euro.

Lösung:

Es handelt sich um eine teilentgeltliche Übertra-
gung des PKW. Da das Entgelt (900 Euro) unter-
halb des Buchwerts (1.000 Euro) des PKWs liegt, 
werden im Einzelunternehmen des A durch die tei-
lentgeltliche Übertragung keine stillen Reserven 
aufgedeckt. Die Ausbuchung des PKWs im Ein-
zelunternehmen des A ist erfolgsneutral. In Höhe 
der Differenz zwischen Buchwert und (Teil-)Ent-
gelt liegt eine Entnahme (100 Euro) vor. In der AB-
OHG ist der PKW weiterhin mit einem Betrag i. H. v. 
1.000 Euro zu aktivieren (Anschaffungskosten 
i. H. v. 900 Euro zuzüglich 100 Euro Einlage aus un-
entgeltlicher Übertragung).

Liegt der Verkehrswert des Wirtschaftsguts unter 
dem Buchwert, führt die Anwendung der modifizier-
ten Trennungstheorie mit anteiliger Zuordnung des 
Buchwerts bis zur Höhe des Teilentgelts dazu, dass 
der Übertragende keinen Verlust realisiert. Gehen 
alle dem Teilentgelt zuzuordnenden stillen Reser-
ven auf den Erwerber über, muss dies auch für die 
dem Teilentgelt zuzuordnenden stillen Lasten gelten.

Beispiel: A und B sind zu jeweils 50 Prozent an 
der AB-OHG beteiligt. In seinem Einzelunterneh-
men hat A einen PKW mit einem Buchwert von 
1.000 Euro. Der Verkehrswert des PKW beträgt 
500 Euro. A. überträgt den PKW ohne Gewährung 
von Gesellschaftsrechten in das Gesamthandsver-
mögen der AB-OHG. Die AB-OHG zahlt A. für den 
PKW 400 Euro.

Das BMF hat zur 
Gewinnermittlung 
bei teilentgeltlicher 
Übertragung be­
trieblicher Einzel­
wirtschaftsgüter ein 
Schreiben heraus­
gegeben. 
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Lösung:

Wie vorheriges Beispiel. In Höhe der Differenz zwi-
schen Buchwert und (Teil-)Entgelt liegt eine Ent-
nahme (600 Euro) vor. In der AB-OHG ist der PKW 
mit einem Betrag i. H. v. 1.000 Euro zu aktivieren 
(Anschaffungskosten i. H. v. 400 Euro zuzüglich 
600 Euro Einlage aus unentgeltlicher Übertragung).

Zahlt die AB-OHG für den PKW € 500, handelt es 
sich um eine vollentgeltliche Übertragung. § 6 Ab-
satz 5 EStG ist nicht anwendbar. In Höhe der Dif-
ferenz zwischen Buchwert und Verkehrswert rea-
lisiert A einen Veräußerungsverlust (500 Euro). Die 
AB-OHG hat den PKW mit 500 Euro zu aktivieren 
(Anschaffungskosten).“

Einführung der obligatorischen E-Rechnung  
BMF-Schreiben vom 15. Oktober 2026, III C 5-S 7287-a/00019/021/017, FMNR202601663  

Das BMF-Schreiben ergänzt die Vorgaben zur obli-
gatorischen elektronischen Rechnung bei Umsätzen 
zwischen inländischen Unternehmern, die grund-
sätzlich seit dem 1. Januar 2025 gelten.

Das Schreiben konkretisiert die praktische Umset-
zung der elektronischen Rechnung, insbesondere 
den erforderlichen Inhalt des strukturierten Daten-
teils und den Umgang mit technischen Einschrän-
kungen. Es ändert den Umsatzsteuer-Anwendungs-
erlass und gilt für Umsätze nach dem 31. Dezember 
2024; Übergangsregelungen sind zu beachten. Bis 
zum 31. Dezember 2026 wird nicht beanstandet, 
wenn elektronische Rechnungen zwar den dort ge-
nannten gesetzlichen und technischen Vorgaben, 
aber noch nicht sämtlichen zusätzlichen Anforde-
rungen des Schreibens entsprechen.

Anzahlungen und Schlussrechnungen: Vor Eintritt 
der individuellen Pflicht ausgestellte Anzahlungs-, 
Voraus- und Abschlagsrechnungen müssen nicht 
nachträglich als elektronische Rechnung über-
mittelt werden. Bei elektronischen Endrechnun-
gen wird bis zum 30. Juni 2030 eine vereinfachte 
Darstellung bereits vereinnahmter Teilentgelte to-
leriert, sofern die erforderlichen Angaben im Frei-
textfeld oder in einer eindeutig referenzierten An-
lage enthalten sind.

Massengeschäft: Kennt der Aussteller die Unter-
nehmereigenschaft des Kunden nicht und musste 
er sie auch bei kaufmännischer Sorgfalt nicht er-
kennen, wird ein Verstoß gegen die elektronische 
Ausstellungspflicht nicht beanstandet. Bei Dauer-
schuldverhältnissen mit gemischtem Kundenkreis 
genügt grundsätzlich die Klärung zu Vertragsbeginn 
oder bei der Vertragsänderung.

Pflichtangaben und Leistungsbeschreibung: Die 
steuerlichen Pflichtangaben gelten auch für elekt-
ronische Rechnungen. Der strukturierte Teil muss 
die Leistung so beschreiben, dass insbesondere 
Leistungsart, Umfang, Inhalt und gegebenenfalls 
Leistungsort die steuerliche Einordnung und eine 

Kontrolle ermöglichen; weitergehende Einzelheiten 
dürfen in einen Anhang ausgelagert werden.

Bauleistungen: Derzeit wird es nicht beanstandet, 
wenn im strukturierten Teil die Gewerke mit Sum-
men aufgeführt werden, sofern eine menschenles-
bare, detaillierte Aufschlüsselung nach Leistungs-
verzeichnis in einer eindeutig bezeichneten einge-
betteten Anlage beigefügt ist.

Rabatte und Bruttopreise: Auf im Voraus verein-
barte, bei Rechnungsausstellung noch nicht bezif-
ferbare Entgeltminderungen ist hinzuweisen. Bei 
schriftlicher Vereinbarung genügt ein allgemeiner 
Hinweis, wenn die Belege zeitnah prüfbar vorgelegt 
werden können. Für Bruttopreisrechnungen besteht 
bis zum 31. Dezember 2027 eine Übergangstole-
ranz mit einer zusammengefassten Darstellung im 
strukturierten Teil und einer detaillierten Anlage.

Berichtigungen und Fehler: Besteht die Pflicht zur 
elektronischen Rechnung, muss grundsätzlich auch 
die Berichtigung elektronisch erfolgen. Maßgeblich 
ist steuerlich, dass Rechnung und Berichtigungen 
zusammen die endgültigen Angaben klar erkennen 
lassen. Ein Geschäftsregelfehler ist von einem For-
matfehler zu unterscheiden; er macht die Rechnung 
umsatzsteuerlich nicht automatisch ungeeignet, so-
fern die Pflichtangaben richtig und vollständig sind.

Öffentliche Verwaltung und Abgabenbescheide: 
Umsatzsteuerrechtliche und sonstige elektroni-
sche Rechnungspflichten gelten nebeneinander; 
bei Überschneidungen ist die strengere Vorgabe 
einzuhalten. Ein Abgabenbescheid kann selbst eine 
umsatzsteuerliche Rechnung sein. Für solche Be-
scheide wird bis zum 30. Juni 2030 die Ausstellung 
als sonstige Rechnung toleriert.

Sanktionen: Die Ausstellung einer sonstigen Rech-
nung anstelle einer verpflichtenden elektronischen 
Rechnung wird nach dem Schreiben nicht als Ord-
nungswidrigkeit behandelt.

Zur Einführung der 
obligatorischen elek­

tronischen Rech­
nung bei Umsätzen 

zwischen inländi­
schen Unternehmern 

ab dem 1. Januar 
2025 erging ein BMF-

Schreiben. 
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WTS Wohnungswirtschaftliche  
Treuhand in Sachsen GmbH 
Antonstraße 37 
01097 Dresden 
Telefon 0351 80 70 140  
mail@wts-dresden.de  
www.wts-dresden.de

Die WTS Wohnungswirtschaftliche Treuhand in Sach-
sen GmbH wurde vom Verband Sächsischer Woh-
nungsgenossenschaften e. V. im Jahr 1993 in Dresden 
gegründet.

Der Verband ist alleiniger Gesellschafter des Unterneh-
mens. Als Treuhand beraten wir die Mitglieder des Ver-
bandes Sächsischer Wohnungsgenossenschaften e. V. 
bei der Lösung betriebswirtschaftlicher und steuer-
rechtlicher Aufgabenstellungen.

In Kooperation mit den Unternehmen der DOMUS sind 
wir der Ansprechpartner für Wohnungsunternehmen, 
die nicht Mitglied des Verbandes sind.

Als Treuhand kennen wir die besondere Situation der 
Wohnungsgenossenschaften in der Region und haben 
unsere Leistungen und Produkte den aktuellen Anfor-
derungen angepasst. Der Schwerpunkt unserer Bera-
tung liegt darin, gemeinsam mit dem Unternehmen an 
Lösungsansätzen für eine langfristig gesicherte Unter-
nehmensentwicklung zu arbeiten. Ausgerichtet auf 
den Bedarf und die Anforderungen aller Partner der 
Wohnungswirtschaft beraten wir unsere Mandanten 
im operativen Tagesgeschäft und strategisch auf dem 
Weg in die Zukunft.

In Kooperation mit der DOMUS stellen wir Ihnen die 
Steuermitteilungen zur Verfügung.

DOMUS Steuerberatungs-AG 
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft
Hauptsitz Berlin 
Lentzeallee 107 
14195 Berlin 
Telefon 030 897 81-0 
info@domus-ag.net 
www.domus-ag.net
Weitere Niederlassungen in: 
Potsdam, Dresden, Düsseldorf, Erfurt, 
Frankfurt (Oder), Hamburg, Hannover, 
Magdeburg, Prenzlau, Rostock und  
Senftenberg

DOMUS Consult 
Wirtschaftsberatungs- 
gesellschaft mbH
Niederlassung Potsdam 
Schornsteinfegergasse 13 
14482 Potsdam 
Telefon 0331 743 30-0 
team@domusconsult.de 
www.domusconsult.de
Hauptsitz: Berlin
Geschäftsstellen in: 
Hamburg, Dresden und Erfurt

DOMUS Recht 
Rechtsanwaltsgesellschaft mbH 
Hauptsitz Berlin 
Lentzeallee 107 
14195 Berlin 
Telefon 030 897 81-198 
hillebrand@domusrecht.de
Weitere Niederlassung in: 
Dresden 

© 2026 DOMUS AG
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domus-ag.netDOMUS Steuerberatungs -AG – Wirtschaftsprüfungs gesellschaft 
Bismarckstraße 100 · 10625 Berlin

Sie kennen uns aus der Wirtschaftsprüfung und Steuerberatung. 
Doch unser Anspruch und unsere Dienstleistungen für Sie gehen 
 darüber hinaus: Wir begleiten Wohnungsunternehmen ganzheitlich 
mit Wirtschaftsprüfung, Steuer-, Unternehmens- und Rechtsbera-
tung – integriert, abgestimmt und effizient.

Denn wenn wirtschaftliche, steuerliche und rechtliche Fragen 
 zusammenspielen, brauchen Sie mehr als Einzellösungen: Sie 
 brauchen einen kompetenten Dienstleister, der Zusammenhänge 
versteht, Risiken erkennt und Entscheidungen belastbar macht.

Alles aus einer Hand. Für Klarheit.  
Für Sicherheit. Für Erfolg.

                             DOMUS – 
Das Kompetenz zentrum der 
 Wohnungswirtschaft.

https://protect.checkpoint.com/v2/r02/___http://www.domus-ag.net___.YXAxZTpkb211c3N0ZXVlcmJlcmF0dW5nc2Fnd2lydHNjaGFmdHNwcmZ1bmdzZ2VzZWxsc2NoYWZ0OmM6b2ZmaWNlMzY1X2VtYWlsc19hdHRhY2htZW50OjU4ZDljZGM5ZWYzYzM3ODcxOTBjMjc3MGVhNGVlYzk1Ojc6ZjVkYTpiMjRhMjYyYTcyMDE3YmViOTg3NmI3MGFhOWRhODM5ODFiODMwNDE0ODk5ZTdkYmJhOThiMmYxNDAyNmMzYjRhOnA6VDpG
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